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Übung im Öffentlichen Recht  

- Hausarbeit - 

Sachverhalt: 

Die Stadtwerke der niedersächsischen kreisfreien Stadt O geraten in wirtschaftliche 

Schwierigkeiten. Unter anderem organisieren die Stadtwerke den Busverkehr in der Stadt O, 

der von der Stadt jedes Jahr mit vielen Millionen Euro bezuschusst werden muss. Um das 

Defizit zu verringern, beschließt der Rat der Stadt im September 2023, drei Buslinien, die von 

den Stadtwerken bedient werden, abzuschaffen. In der Vorlage für den Beschluss wird darauf 

verwiesen, dass es sich um drei Linien handele, die sehr schlecht frequentiert seien. Die 

durchschnittliche Nutzung liege bei weniger als fünf Passagieren, oft führen Busse sogar ganz 

leer. Das Gesamtangebot im Busverkehr wird dadurch um etwa 6 % gekürzt. 

Rentner A wohnt in einem kleinen Ortsteil mit etwa 100 Einwohnern am Rande von O. Nach 

dem Beschluss des Rates wird dieser Ortsteil in Zukunft, abgesehen von Schulbussen, 

überhaupt nicht mehr durch den Öffentlichen Personennahverkehr bedient werden. Eine 

Alternative zum Linienbusverkehr wird es voraussichtlich nicht geben. Die nächste 

Bushaltestelle, die weiter regelmäßig angefahren wird, liegt etwa 2 km entfernt. A ist empört, 

weil er kein Auto besitzt und den Bus etwa 2-3 Mal in der Woche benutzt, um zum Einkaufen 

oder für kulturelle Ereignisse in das Stadtzentrum zu fahren. Es könne ihm nicht zugemutet 

werden, die lange Strecke zur nächsten Haltestelle zu laufen oder nur noch mit dem Fahrrad 

oder dem teuren Taxi zu fahren. 

Außerdem macht A geltend, dass das Verfahren vor der Beschlussfassung des Rates fehlerhaft 

war. Eine solche weitgehende Änderung hätte nur im Rahmen einer Fortschreibung des 

Nahverkehrsplans nach § 6 Niedersächsisches Nahverkehrsgesetz erfolgen dürfen und dabei 

hätte der Fahrgastbeirat der Stadtwerke gehört werden müssen. Außerdem verstoße der 

Beschluss gegen § 13 I 1 KSG. Durch den Wegfall der drei Buslinien würden viele 

Nutzer*innen gezwungen, auf das Auto oder Taxi umzusteigen. Diese hätten eine deutlich 

schlechtere Klimabilanz als ein Bus, so dass der Beschluss des Rates zu einer Steigerung der 

Treibhausgasemissionen führe. Dieser Aspekt sei aber bei der Vorbereitung des Beschlusses 

überhaupt nicht beachtet worden. 

A erhebt deshalb im Februar 2024 vor dem zuständigen Verwaltungsgericht Klage gegen den 

Beschluss des Rates. Die Stadt macht geltend, eine solche Klage sei schon unzulässig. 

Insbesondere könne sich A nicht auf mögliche Fehler im Verfahren berufen. Solche lägen 
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allerdings auch nicht vor, denn die Auswirkungen seien aufgrund der geringen Nutzerzahlen 

nicht relevant. 

Hat das Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Aussicht auf Erfolg? 

 

Bearbeitungshinweis:  

Beachten Sie die Formalien im separaten Merkblatt! 


